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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 7 AL 6/08 BH 
 
L 19 AL 129/06 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 25 AL 197/06 (SG Düsseldorf) 
 
 
 
 
………………………………………………….., 
 
 

Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte. 
 
 
 

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Mai 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   E i c h e r   sowie den Richter   C o s e r i u   und die 

Richterin   B e h r e n d   beschlossen:  

 

Der Antrag des Klägers, ihm zur Durchführung des Verfahrens der Nichtzulassungs- 

beschwerde gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom  

28. Januar 2008 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen,  

wird abgelehnt.  
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Rechtsstreit betrifft die Zahlung höherer Arbeitslosenhilfe.  

 

Eine hierauf gerichtete Klage vor dem Sozialgericht (SG) Düsseldorf (S 25 <32> AL 106/03) hat 

der frühere Prozessbevollmächtigte des Klägers in der mündlichen Verhandlung vom 28. Juli 

2006 zurückgenommen. Mit einem am 23. August 2006 eingegangenen Schriftsatz hat der frü-

here Prozessbevollmächtigte des Klägers seine im Einvernehmen mit dem Kläger abgegebene 

Klagerücknahmeerklärung "zurückgenommen", hilfsweise wegen "Dissenses mit dem Kläger" 

angefochten. Mit Gerichtsbescheid des SG vom 15. November 2006 (S 25 AL 197/06) hat das 

SG festgestellt, dass die Klage durch wirksame Klagerücknahme vom 28. Juli 2006 erledigt sei. 

Die hiergegen eingelegte Berufung hat das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein-Westfalen mit 

Urteil vom 28. Januar 2008 zurückgewiesen.  

 

Mit einem am 26. Februar 2008 eingegangenen Schreiben hat der Kläger einen Antrag auf Be-

willigung von Prozesskostenhilfe (PKH) für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzu-

lassung der Revision im Urteil des LSG gestellt.  

 

 

II 

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH ist nicht begründet. PKH ist nur zu bewilligen, wenn die 

beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 des 

Sozialgerichtsgesetzes <SGG> iVm § 114 der Zivilprozessordnung <ZPO>). An einer erforderli-

chen Erfolgsaussicht fehlt es hier. Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbe-

vollmächtigter (§ 166 Abs 2 SGG) in der Lage wäre, die vom Kläger angestrebte Nichtzulas-

sungsbeschwerde erfolgreich zu begründen.  

 

Hinreichend Aussicht auf Erfolg böte die Nichtzulassungsbeschwerde nur, wenn einer der drei 

in § 160a Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe mit Erfolg geltend gemacht 

werden könnte; denn nur diese Gründe können zur Zulassung der Revision führen. Die 

Revision darf danach nur zugelassen werden, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), das Urteil von einer Entscheidung des 

Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder 

des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) oder ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene 

Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Von diesen Zulassungsgründen ist keiner 

ersichtlich.  
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Da dem Kläger keine PKH zusteht, kommt auch die Beiordnung eines Rechtsanwalts gemäß 

§ 73a SGG, § 121 ZPO nicht in Betracht.  
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